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(3) Für die Berechnung der Geldleistungen ist vom 
selbständig Tätigen bzw. ständig mitarbeitenden Ehe­
gatten eine vom Rat des Kreises ausgefertigte Beschei­
nigung über die maßgebenden beitragspflichtigen Ein­
künfte vorzulegen.

(4) Selbständig Tätige und ständig mitarbeitende Ehe­
gatten, die gleichzeitig aus einer anderen Tätigkeit bei 
der Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokrati­
schen Republik versicherungs- und beitragspflichtig 
sind, erhalten die aus beiden Versicherungsverhältnis­
sen zu gewährenden Leistungen als Gesamtbetrag.

§13
(1) Zur Feststellung der auf einen Kalendertag ent­

fallenden beitragspflichtigen Einkünfte sind die bei­
tragspflichtigen Einkünfte des Berechnungszeitraumes 
durch die Anzahl der Kalendertage zu teilen, für die in 
diesem Zeitraum sowohl Versicherungs- als auch Bei­
tragspflicht bestand. Für die Berechnung der Kalender­
tage sind für das Kalenderjahr 360 Kalendertage und 
für jeden Kalendermonat 30 Kalendertage zugrunde zu 
legen.

(2) Zur Feststellung der auf einen Kalendermonat 
entfallenden beitragspflichtigen Einkünfte ist der ge­
mäß Abs. 1 ermittelte Betrag mit 30 zu multiplizieren.

Zu §7 Abs. 3 der Verordnung:
§14

(1) Die Bestimmungen des § 12 gelten sinngemäß für 
die Bescheinigung der Nettoeinkünfte und für die Be­
rechnung der nach den Nettoeinkünften zu gewähren­
den Leistungen.

(2) Die Berechnung der Nettoeinkünfte erfolgt auf 
der Grundlage der gemäß § 5 der Verordnung ermittel­
ten Einkünfte ohne Berücksichtigung der Höchstgrenze 
für die <Beitragspflicht.

(3) Die Nettoeinkünfte des jeweiligen Berechnungs­
zeitraumes sind die gemäß Abs. 2 ermittelten Ein­
künfte, die nach Abzug der vom Pflichtversicherten für 
diese Einkünfte zu zahlenden Steuer und des vom 
Pflichtversicherten zu zahlenden Beitrages zur Sozial­
versicherung verbleiben. Erfolgt eine steuerliche Zu­
sammenveranlagung der Ehegatten, ist zur Ermittlung 
der Nettoeinkünfte der Anteil der Steuern in Abzug zu 
bringen, der dem Anteil der Einkünfte des jeweiligen 
Ehegatten an den Gesamteinkünften beider Ehegatten 
entspricht.

(4) Die Feststellung der auf einen Kalendertag ent­
fallenden Nettoeinkünfte erfolgt nach den Grundsät­
zen des § 13 Abs. 1.

§15
(1) Anspruch auf erhöhtes Krankengeld nach der Ver­

ordnung vom 3. Mai 1967 über die Verbesserung der 
Leistungen der Sozialversicherung für Arbeiter und 
Angestellte mit 2 und mehr Kindern (GBl. II S. 248) 
besteht bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, Ar­
beitsunfall oder Berufskrankheit und bei Quarantäne 
für die 7. bis 13. Woche der Arbeitsunfähigkeit im Ka­
lenderjahr.

(2) Anspruch auf Krankengeldzuschlag für Tuber­
kulosekranke haben
nicht verheiratete Pflichtversicherte ohne Kinder, 
wie Arbeiter und Angestellte mit • Steuerklasse I, 
verheiratete Pflichtversicherte ohne Kinder 
wie Arbeiter und Angestellte mit Steuerklasse II, 
Pflichtversicherte mit 1 Kind
wie Arbeiter und Angestellte mit Steuerklasse III/l,
Pflichtversicherte mit 2 Kindern
wie Arbeiter und Angestellte mit Steuerklasse III/2,
Pflichtversicherte mit 3 und mehr Kindern
wie Arbeiter und Angestellte mit Steuerklasse III/3.

(3) Als Kinder im Sinne des Abs. 2 gelten die Kin­
der, die für den Anspruch auf erhöhtes Krankengeld 
berücksichtigt werden.

Zu §И der Verordnung:
§16

(1) Der Antrag auf Zahlung des für Vollrentner
geltenden Beitrages ab 1. Januar 1971 ist vom Pflicht­
versicherten bis zum 31. März 1971 beim zuständigen 
Rat des Kreises schriftlich zu stellen. Auf Grund des 
Antrages ist durch den Rat des Kreises ein Bescheid 
zu erteilen. Der Antrag und die Durchschrift des Be­
scheides sind zu den steuerlichen Unterlagen zu 
nehmen. «

(2) Für Pflichtversicherte, die gemäß § 11 der Ver­
ordnung den für Vollrentner geltenden Beitrag zahlen, 
ist bei der jährlichen Eintragung der beitragspflichti­
gen Einkünfte in den Ausweis für Arbeit und Sozial­
versicherung durch den Rat des Kreises der Vermerk 
„Beitragssatz 10 %“ anzubringen.

§17
• (1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Ja­
nuar 1971 in Kraft. T

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. § 3 der Ersten^ Durchführungsbestimmung vom

7. März 1956 zur Verordnung zur Übertragung der 
Sozialversicherung für Bauern, Handwerker, selb­
ständig Erwerbstätige und Unternehmer sowie frei­
beruflich Tätige auf die Deutsche Versicherungs- 
Anstalt (GBl. I S. 258),

2. Anordnung vom 14. Juni 1961 über die Bemessungs­
grundlage für die Beiträge zur Sozialpflichtver­
sicherung für bestimmte selbständig Erwerbstätige 
(GBl. II S. 258),

3. Anordnung Nr. 3 vom 9. Dezember 1964 über die Be­
messungsgrundlage für die Beiträge zur Sozial­
pflichtversicherung für bestimmte selbständig Er­
werbstätige (GBl. II S. 1001).

Berlin, den 29. Dezember 1970
Der Leiter

des Staatlichen Amtes für Arbeit und Löhne 
beim Ministerrat
R a d e m a c h e r
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